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stehende Studien- und Prüfungsordnung (StuPO) beschlossen. 
Der Rektor der Hochschule Rottenburg hat am 22.01.2010 seine Zustimmung erteilt. 
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Vorbemerkungen zum Sprach-
gebrauch 

Nach dem Grundgesetz sind Frauen 
und Männer gleichberechtigt. Alle 
maskulinen Personen- und Funktions-
bezeichnungen in dieser Studien- und 
Prüfungsordnung gelten für Frauen 
und Männer in gleicher Weise. 

ERSTER TEIL 

§ 1 Geltungsbereich, Zulassung 
(1) Diese Studien- und Prüfungsord-
nung gilt für das Studium und den Ab-
schluss des Studiums im Bachelorstu-
diengang Ressourcenmanagement 
Wasser an der Hochschule für Forst-
wirtschaft Rottenburg. 
(2) Das Studienjahr wird in Semester 
eingeteilt. Studienanfänger werden 
einmal im Jahr, jeweils zum Winterse-
mester, zum Studium zugelassen. 

§ 2 Vorpraktikum 
(1) Für die Immatrikulation ist kein 
Nachweis einer berufspraktischen Tä-
tigkeit (Vorpraktikum) erforderlich. 

§ 3 Regelstudienzeit, Studien-
aufbau und Studienumfang 

(1) Die Regelstudienzeit beträgt 7 
Semester. Sie umfasst die theoreti-
schen Studiensemester, ein integrier-
tes praktisches Studiensemester und 
die Prüfungen einschließlich der Ba-
chelorarbeit. 
(2) Das Studium gliedert sich in das 
Grundstudium, das mit der Bachelor-
vorprüfung abschließt, und das Haupt-
studium, das mit der Bachelorprüfung 
abschließt (vgl. § 5). 
(3) Das Grundstudium besteht aus 
zwei theoretischen Studiensemestern. 
In ihm werden vor allem die Grundla-

genfächer gelehrt. Das Hauptstudium 
besteht aus vier theoretischen Stu-
diensemestern und einem integrierten 
praktischen Studiensemester. In ihm 
dominieren anwendungsorientierte Fä-
cher. Es werden Wahlpflichtfächer an-
geboten. 
(4) Der Gesamtumfang der für den er-
folgreichen Abschluss des Studiums 
erforderlichen Lehrveranstaltungen im 
Pflicht- und Wahlpflichtbereich in Se-
mesterwochenstunden wird im Zweiten 
Teil (Besondere Bestimmungen) fest-
gelegt. Der Prüfungsausschuss kann 
aus zwingenden Gründen im Einzelfall 
für ein Studiensemester Reihenfolge 
und Art der im Zweiten Teil festgeleg-
ten Lehrveranstaltungen ändern. 

§ 4 Integriertes praktisches Stu-
diensemester 

(1) Das integrierte praktische Studien-
semester dient der betrieblichen Aus-
bildung, der Förderung des Anwen-
dungsbezugs und der Vermittlung so-
zialer Kompetenz. Es liegt im fünften 
Semester. 
(2) Die Hochschule arbeitet in allen 
die berufspraktische Ausbildung betref-
fenden Fragen mit den Praxisstellen 
zusammen. Der Studierende wird wäh-
rend des integrierten praktischen Stu-
diensemesters von Professoren der 
Hochschule - in der Regel durch Ein-
zelbetreuung im Umfang von vier Stun-
den - betreut. Studierende, die ihr 
praktisches Studiensemester im Aus-
land oder in unzumutbarer Entfernung 
von der Hochschule ableisten, werden 
grundsätzlich nicht vor Ort betreut. Die 
Studierenden sind während dieser Zeit 
Hochschulangehörige. 
(3) Die Dauer der betrieblichen Aus-
bildung umfasst 20 Wochen, in denen 
mindestens 95 Präsenztage abzuleis-
ten sind. 
(4) Die Beschaffung eines Platzes für 
die betriebliche Ausbildung im integ-
rierten praktischen Studiensemester 
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obliegt dem Studierenden. Die von ihm 
vorgeschlagene Praxisstelle ist vom 
Leiter des Praktikantenamtes, in Zwei-
felsfällen vom Prüfungsausschuss, zu 
genehmigen. 
(5) Über die Ausbildung während des 
praktischen Studiensemesters fertigt 
der Studierende schriftliche Berichte 
und einen Tätigkeitsnachweis, aus 
dem Art und Inhalt der Tätigkeit, Be-
ginn, Ende und Dauer der Ausbildung 
sowie eventuelle Fehlzeiten hervorge-
hen. 
Am Ende des praktischen Studiense-
mesters hat der Studierende beim 
Praktikantenamt folgende Unterlagen 
einzureichen: 
1. die schriftlichen Berichte, 
2. den vom Ausbildungsbetrieb bes-

tätigten Tätigkeitsnachweis, 
3. eine Beurteilung des Ausbildungs-

beauftragten der Praxisstelle über 
den Ausbildungserfolg. 

Auf der Grundlage dieser Unterlagen 
wird entschieden, ob das praktische 
Studiensemester erfolgreich abgeleis-
tet wurde. Wird es nicht als erfolgreich 
abgeleistet beurteilt, kann es einmal 
wiederholt werden. Zuständig für die 
Entscheidung ist der Leiter des Prakti-
kantenamtes. 
Im Falle der Nichtanerkennung muss 
die Wiederholung des praktischen 
Studiensemesters spätestens inner-
halb der zwei folgenden Studiense-
mester abgeschlossen sein. 
(6) An der Hochschule ist ein Prakti-
kantenamt eingerichtet. Die Leitung 
wird von einem vom Rektor beauftrag-
ten Professor wahrgenommen. Dem 
Praktikantenamt obliegt die organisato-
rische Abwicklung des praktischen 
Studiensemesters, die Koordination 
der Ausbildungsinhalte und die Pflege 
der Beziehungen zu den Praxisstellen. 

Prüfungen 

§ 5 Prüfungsaufbau 
(1) Den Modulen sind Prüfungsleis-
tungen zugeordnet. Prüfungsleistun-
gen werden in der Regel studienbe-
gleitend in Verbindung und in inhaltli-
chem Bezug mit einer oder mehreren 
Lehrveranstaltungen abgenommen. 
Sie können sich aus einer oder mehre-
ren, benoteten oder unbenoteten Teil-
leistungen zusammensetzen. 
(2) Die Bachelorvorprüfung besteht 
aus Prüfungsleistungen, die Bache-
lorprüfung aus Prüfungsleistungen und 
der Bachelorarbeit. 
(3) Der Studienverlauf wird durch ein 
Credit-System dokumentiert. Im Zwei-
ten Teil (Besondere Bestimmungen) ist 
den thematisch und zeitlich aufeinan-
der abgestimmten Lehrveranstaltun-
gen die dem für eine erfolgreiche Teil-
nahme erforderlichen Zeitaufwand ent-
sprechende Zahl von Credits zugeord-
net. Maßstab für die Zuordnung ist das 
European Credit Transfer System 
(ECTS). 
(4) Im Zweiten Teil (Besondere Be-
stimmungen) werden die den einzel-
nen Lehrveranstaltungen der Studien-
semester zugeordneten Prüfungsleis-
tungen festgelegt, ebenso die Termine, 
zu denen die Prüfungsleistungen zu 
erbringen sind. 

§ 6 Verlust der Zulassung zum 
Studiengang und des Prü-
fungsanspruchs; Fristen 

(1) Die Prüfungsleistungen zur Bache-
lorvorprüfung sollen bis zum Ende des 
2. Studiensemesters, die Prüfungsleis-
tungen zur Bachelorprüfung bis zum 
Ende des 7. Studiensemesters abge-
legt sein. 
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(2) Die Studierenden werden rechtzei-
tig sowohl über Art und Zahl der zu 
absolvierenden Prüfungsleistungen als 
auch über die Termine, zu denen sie 
zu erbringen sind, und ebenso über 
den Aus- und Abgabezeitpunkt der 
Bachelorarbeit informiert. Den Studie-
renden werden für jede Prüfungsleis-
tung auch die jeweiligen Wiederho-
lungstermine bekannt gegeben. 
(3) Der Prüfungsanspruch und die Zu-
lassung für den Studiengang erlöschen 
gem. § 34 Absatz 2 LHG, wenn die 
Prüfungsleistungen für die Bachelor-
vorprüfung nicht spätestens zwei Se-
mester oder die Prüfungsleistungen für 
die Bachelorprüfung (Abschlussprü-
fung) spätestens drei Semester nach 
dem in Absatz 1 festgelegten Zeitpunkt 
erbracht sind, es sei denn, die Frist-
überschreitung ist vom Studierenden 
nicht zu vertreten. Das Gleiche gilt, 
wenn die Fristüberschreitung für die 
Bachelorvorprüfung und die Bache-
lorprüfung insgesamt drei Studiense-
mester überschreitet. Die Fristen zur 
spätesten Ausgabe und zur Bearbei-
tung der Bachelorarbeit richten sich 
davon unabhängig nach 
§ 25. 
(4) Bei Vorliegen der Voraussetzun-
gen finden gem. § 34 (1) LHG die 
Schutzbestimmungen des Mutter-
schutzgesetzes sowie die gesetzlichen 
Bestimmungen über die Elternzeit in 
der jeweils für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer gültigen Fassung sinn-
gemäß Anwendung. In Zweifelsfällen 
entscheidet der Prüfungsausschuss 
über die Verlängerung der Prüfungs-
fristen und die Dauer der Beurlaubung 
gem. § 61 Absatz 1 LHG. 
(5) Über die Verlängerung von Prü-
fungsfristen für Studierende mit Kin-
dern sowie Studierende mit Behinde-
rungen befindet der Prüfungsaus-
schuss im Einzelfall nach pflichtgemä-
ßem Ermessen. 

§ 7 Allgemeine Zulassungsvor-
aussetzungen 

(1) Die Bachelorvorprüfung und die 
Bachelorprüfung kann nur ablegen, 
wer 
1. auf Grund eines Zeugnisses der 

allgemeinen Hochschulreife, der 
fachgebundenen Hochschulreife 
oder der Fachhochschulreife oder 
auf Grund einer durch Rechtsvor-
schrift oder von der zuständigen 
staatlichen Stelle als gleichwertig 
anerkannten Zugangsberechtigung 
für den Bachelorstudiengang Res-
sourcenmanagement Wasser der 
Hochschule eingeschrieben ist, 

2. eine Erklärung darüber vorlegt, 
dass im gleichen oder in einem 
nach § 60 Absatz 2 Nr. 2 LHG 
durch Satzung der Hochschule be-
stimmten Studiengang an einer 
Hochschule im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes noch keine 
Bachelorvorprüfung oder Bache-
lorprüfung endgültig nicht bestan-
den wurde. 

(2) Die Studierenden müssen die ei-
nem Modul zugeordneten Prüfungs-
leistung innerhalb des Semesters 
erbringen, in dem im Zweiten Teil (Be-
sondere Bestimmungen) die entspre-
chenden Lehrveranstaltungen vorge-
schrieben sind. Die Einschreibung in 
ein Fachsemester gilt als Anmeldung 
zu den diesem Semester zugeordne-
ten Prüfungsleistungen. Ist die Zuord-
nung der Lehrveranstaltung zu einem 
bestimmten Semester nicht bindend, 
so gilt die Teilnahme an der Prüfungs-
leistung als Anmeldung zur Prüfungs-
leistung. Die Hochschule kann zur Si-
cherstellung eines ordnungsgemäßen 
Prüfungsablaufs eine Voranmeldung in 
Meldelisten fordern. 



 

5 

(3) Die Zulassung zu einer Prüfung 
darf nur abgelehnt werden, wenn 
1. die in Absatz 1 und 2 genannten 

Voraussetzungen ganz oder teil-
weise nicht erfüllt sind oder 

2. die Unterlagen unvollständig sind 
oder 

3. in demselben oder in einem nach 
§ 60 Absatz 2 Nr. 2 LHG durch 
Satzung der Hochschule bestimm-
ten Studiengang eine nach der 
Studien- und Prüfungsordnung er-
forderliche studienbegleitende Prü-
fungsleistung, die Bachelorvorprü-
fung oder Bachelorprüfung endgül-
tig nicht bestanden wurde oder die 
Person sich in einem Prüfungsver-
fahren befindet, oder 

4. der Prüfungsanspruch nach § 34 
Absatz 2 LHG erloschen ist. 

§ 8 Prüfungsleistungen 
(1) Prüfungsleistungen können 
1. mündlich (§ 9) und 
2. schriftlich durch Klausurarbeiten 

und sonstige schriftliche Arbeiten 
(§ 10), 

3. durch Referate, 
4. durch praktische Arbeiten 
erbracht werden und benotet oder un-
benotet sein. 
Schriftliche Prüfungen nach dem Mul-
tiple-Choice-Verfahren sind in der Re-
gel ausgeschlossen. 
(2) Die Prüfungsleistungen werden in 
der Regel während der Prüfungswo-
chen außerhalb der Vorlesungszeit 
des Studiensemesters erbracht. 
(3) Macht jemand glaubhaft, dass es 
wegen länger andauernder oder stän-
diger körperlicher Behinderung nicht 
möglich ist, Prüfungsleistungen ganz 
oder teilweise in der vorgesehenen 
Form abzulegen, so wird gestattet, die 
Prüfungsleistungen innerhalb einer 
verlängerten Bearbeitungszeit oder 

gleichwertige Prüfungsleistungen in ei-
ner anderen Form zu erbringen. Dazu 
kann die Vorlage eines ärztlichen At-
testes verlangt werden. 
(4) Mit Genehmigung des Prüfungs-
ausschusses kann, wenn die Gleich-
wertigkeit gewährleistet ist, Absatz 3 
Satz 1 auch Anwendung finden, wenn 
jemand die Prüfung in einer anderen 
Sprache als seiner Muttersprache ab-
solvieren muss und dadurch eine ent-
sprechende Erschwerung vorliegt. 
(5) Fallen auf Grund unabwendbarer 
Umstände Lehrveranstaltungen in er-
heblichem Umfange aus oder wurden 
gemäß § 3 Absatz 4 Reihenfolge oder 
Art der Lehrveranstaltungen geändert, 
kann der Prüfungsausschuss verfügen, 
dass die jeweils zugeordneten Prü-
fungsleistungen in einer anderen als 
der vorgesehenen Form zu erbringen 
sind, wenn dadurch die Gleichwertig-
keit gewährleistet ist, und eine Verlän-
gerung des Studienverlaufs und der 
Prüfungsfristen vermieden wird. 

§ 9 Mündliche Prüfungsleistun-
gen 

(1) Durch mündliche Prüfungsleistun-
gen sollen die Studierenden nachwei-
sen, dass sie die Zusammenhänge 
des Prüfungsgebietes erkennen und 
spezielle Fragestellungen in diese Zu-
sammenhänge einzuordnen vermö-
gen. Ferner soll festgestellt werden, ob 
sie über breites Grundlagenwissen 
verfügen. 
(2) Mündliche Prüfungsleistungen 
werden in der Regel vor mindestens 
zwei Prüfern (Kollegialprüfung) oder 
vor einem Prüfer in Gegenwart eines 
Beisitzers (§ 17) als Gruppenprüfung 
oder als Einzelprüfung abgelegt. 
(3) Die Prüfungszeit für jede mündli-
che Prüfungsleistung wird im Zweiten 
Teil festgelegt. Soweit dies nicht er-
folgt, beträgt die Prüfungszeit 20 Minu-
ten. 
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(4) Die wesentlichen Gegenstände 
und Ergebnisse der mündlichen Prü-
fungsleistung sind in einem Protokoll 
festzuhalten. Das Ergebnis der Prü-
fung ist den geprüften Personen je-
weils im Anschluss an die mündlichen 
Prüfungsleistungen bekannt zu geben. 
(5) Studierende, die sich in einem spä-
teren Prüfungstermin, nicht jedoch in 
derselben Prüfungsperiode, der glei-
chen Prüfung unterziehen wollen, sol-
len nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse - nach vorheriger Anzeige 
beim Prüfungsamt - als Zuhörende zu-
gelassen werden, es sei denn, die zu 
prüfende Person widerspricht. Die Zu-
lassung erstreckt sich jedoch nicht auf 
die Beratung und Bekanntgabe der 
Prüfungsergebnisse. 

§ 10 Schriftliche Prüfungsleis-
tungen 

(1) In den schriftlichen Prüfungsleis-
tungen sollen die Studierenden nach-
weisen, dass sie in begrenzter Zeit und 
mit zugelassenen Hilfsmitteln mit den 
gängigen Methoden ihres Faches Auf-
gaben lösen und Themen bearbeiten 
können. Ferner soll festgestellt wer-
den, ob sie über notwendiges Grund-
lagenwissen verfügen. Es können 
Themen zur Auswahl gestellt werden. 
(2) Schriftliche Prüfungsleistungen, die 
nicht studienbegleitend zu erbringen 
sind, werden in der Regel von zwei 
Prüfern bewertet. Das Bewertungsver-
fahren soll vier Wochen nicht über-
schreiten. 
(3) Die Dauer für schriftliche Prüfungs-
leistungen wird im Zweiten Teil festge-
legt. Fehlt eine Festlegung, so dauern 
sie 120 Minuten. 

§ 11 Bewertung von Prüfungs-
leistungen 

(1) Die Noten für die einzelnen Prü-
fungsleistungen werden von den jewei-
ligen Prüfern festgesetzt. Für die Be-

wertung der Prüfungsleistungen sind 
folgende Noten zu verwenden: 
1 = sehr gut = eine hervorragende Leis-

tung; 

2 = gut = eine Leistung, die erheb-
lich über dem Durchschnitt 
liegt; 

3 = befriedigend = eine Leistung, die durch-
schnittlichen Anforderun-
gen entspricht; 

4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ih-
rer Mängel noch den An-
forderungen genügt; 

5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen 
erheblicher Mängel den 
Anforderungen nicht mehr 
genügt. 

Zur differenzierten Bewertung der Prü-
fungsleistungen werden einzelne No-
ten um 0,3 auf Zwischenwerte erhöht 
oder erniedrigt; die Noten 0,7 und 5,3 
sind dabei ausgeschlossen. 
(2) Wird eine Prüfungsleistung von 
mehreren Prüfern bewertet, errechnet 
sich die Note aus dem Durchschnitt 
der festgesetzten Noten. Besteht eine 
Prüfungsleistungen aus mehreren Teil-
leistungen, errechnet sich die Note aus 
dem Durchschnitt der Noten der ein-
zelnen Teilleistungen. Dabei kann den 
Noten einzelner Teilleistungen im 
Zweiten Teil (Besondere Bestimmun-
gen) ein besonderes Gewicht beige-
messen werden. 
Die Modulnote lautet bei einem Durch-
schnitt 
bis einschließlich 1,5  = sehr gut; 

von 1,6 bis einschließlich 2,5 = gut; 

von 2,6 bis einschließlich 3,5 = befriedigend; 

von 3,6 bis einschließlich 4,0 = ausreichend; 

ab 4,1 = nicht ausreichend. 

§ 13 Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt. 
(3) Für die Bildung der Gesamtnote 
(§ 21 und § 28) gilt Absatz 2 entspre-
chend. 
(4) Bei der Durchschnittsbildung wird 
nur die erste Dezimalstelle hinter dem 
Komma berücksichtigt. Alle weiteren 
Stellen werden ohne Rundung gestri-
chen. 



 

7 

(5) Für die Umrechnung von Noten bei 
Prüfungsleistungen im Rahmen der 
Zusammenarbeit mit in- und ausländi-
schen Hochschulen werden die Maß-
stäbe und einschlägigen Tabellen des 
ECTS-Grades zugrunde gelegt. 

§ 12 Versäumnis, Rücktritt, Täu-
schung, Ordnungsverstoß 

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, 
wenn ein Prüfungstermin ohne triftigen 
Grund versäumt wird, oder wenn je-
mand nach der Anmeldung zur Prü-
fung ohne triftigen Grund zurücktritt. 
Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche 
Prüfungsleistung nicht innerhalb der 
vorgegebenen Bearbeitungszeit er-
bracht wird. 
(2) Der für den Rücktritt oder das Ver-
säumnis geltend gemachte Grund 
muss unverzüglich schriftlich angezeigt 
und glaubhaft gemacht werden. Bei 
Krankheit kann die Vorlage eines ärzt-
lichen Attestes und in Zweifelsfällen 
ein Attest eines von der Hochschule 
benannten Arztes verlangt werden. 
Wird der Grund als triftig anerkannt, so 
wird ein neuer Termin anberaumt. Die 
bereits vorliegenden Prüfungsergeb-
nisse sind in diesem Fall anzurechnen. 
(3) Soweit die Einhaltung von Fristen 
für die erstmalige Anmeldung zu Prü-
fungen, die Wiederholung von Prüfun-
gen, die Gründe für das Versäumnis 
von Prüfungen sowie für Prüfungsleis-
tungen betroffen ist, steht der Krank-
heit der Studierenden die Krankheit ei-
nes von ihnen zu versorgenden Kindes 
gleich. 
(4) Versucht jemand, das Ergebnis ei-
ner Prüfungsleistung durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zugelassener 
Hilfsmittel zu beeinflussen, wird die 
betreffende Prüfungsleistung mit „nicht 
ausreichend“ (5,0) bewertet. Wer den 
ordnungsgemäßen Ablauf des Prü-
fungstermins stört, kann von dem je-
weiligen Prüfer oder Aufsichtsführen-
den von der Fortsetzung der Prüfungs-

leistung ausgeschlossen werden. In 
diesem Fall wird die Prüfungsleistung 
mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 
In schwerwiegenden Fällen kann der 
Prüfungsausschuss die zu prüfende 
Person von der Erbringung weiterer 
Prüfungsleistungen ausschließen. 
(5) Die von der Entscheidung betrof-
fene Person kann innerhalb einer Frist 
von einem Monat verlangen, dass die 
Entscheidung nach Absatz 4 Satz 1 
und 2 vom Prüfungsausschuss über-
prüft wird. Belastende Entscheidungen 
sind ihr unverzüglich schriftlich mitzu-
teilen, zu begründen und mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

§ 13 Bestehen und Nichtbestehen 
(1) Ein Modul ist bestanden, wenn alle 
ihm zugeordneten Prüfungsleistungen 
bestanden sind. Eine Prüfungsleistung 
ist bestanden, wenn sie mindestens 
mit der Note „ausreichend“ (4,0) be-
wertet ist. In den im Zweiten Teil (Be-
sondere Bestimmungen) bestimmten 
Fällen ist eine Prüfungsleistung aus 
mehreren Teilleistungen nur bestan-
den, wenn bestimmte Teilleistungen 
mindestens mit „ausreichend“ (4,0) 
bewertet wurden. 
(2) Die Bachelorvorprüfung ist bestan-
den, wenn sämtliche Module der Ba-
chelorvorprüfung bestanden sind. Die 
Bachelorprüfung ist bestanden, wenn 
das integrierte praktische Studiense-
mester erfolgreich abgeschlossen ist, 
sämtliche Module bestanden und die 
Bachelorarbeit mindestens mit „ausrei-
chend“ (4,0) bewertet wurden. 
(3) Wurde eine Prüfungsleistung nicht 
bestanden, oder wurde die Bachelo-
rarbeit schlechter als „ausreichend“ 
(4,0) bewertet, so wird das der geprüf-
ten Person bekannt gegeben. Sie 
muss auch Auskunft darüber erhalten, 
ob und ggf. in welchem Umfang und in 
welcher Frist die Prüfungsleistung und 
die Bachelorarbeit wiederholt werden 
können. 
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(4) Wurde die Bachelorvorprüfung  
oder die Bachelorprüfung nicht be-
standen, wird auf Antrag und gegen 
Vorlage der entsprechenden Nachwei-
se sowie der Exmatrikulationsbeschei-
nigung eine Bescheinigung ausgestellt, 
welche die erbrachten Prüfungsleis-
tungen und deren Noten sowie die 
noch fehlenden Prüfungsleistungen 
enthält und erkennen lässt, dass die 
Bachelorvorprüfung oder die Bache-
lorprüfung nicht bestanden ist. 

§ 14 Wiederholung von Prüfungs-
leistungen 

(1) Nicht bestandene Prüfungsleistun-
gen können einmal wiederholt werden. 
Lehrveranstaltungsübergreifende Prü-
fungsleistungen können nur in ihrer 
Gesamtheit wiederholt werden. Die 
Wiederholung einer bestandenen Prü-
fungsleistung ist nicht zulässig. Fehl-
versuche an anderen Hochschulen in 
der Bundesrepublik Deutschland wer-
den angerechnet. 
(2) In den Fällen von § 13 Absatz 1 
Satz 3 sind nur einzelne nicht mit min-
destens „ausreichend“ (4,0) bewertete 
Prüfungsleistungen zu wiederholen. 
(3) Die Wiederholungsprüfung soll 
spätestens im Rahmen der Prüfungs-
termine des jeweils folgenden Semes-
ters, in dem die Lehrveranstaltung an-
geboten wird, abgelegt werden. Die 
Einschreibung in ein Fachsemester gilt 
als Anmeldung zu den zu diesem Zeit-
punkt noch offenen Prüfungsleistun-
gen. 
Auf Anmeldung des Studierenden bis 
zu dem jeweils von der Hochschule 
bekannt gegebenen Termin ist außer-
dem die Ablegung der Wiederholungs-
prüfung im Rahmen der Prüfungster-
mine nachstehender Zeitabschnitte 
möglich: 
1. in einem Semester, in dem die 

Lehrveranstaltung nicht angeboten 
wird, 

2. während einer Beurlaubung ge-
mäß § 61 LHG, oder 

3. während des praktischen Studien-
semesters. 

Davon ausgenommen sind Prüfungen, 
die Teil einer Lehrveranstaltung sind 
oder auf Grund der Vegetation oder 
des Zustands der Natur nur in einer 
bestimmten Jahreszeit durchgeführt 
werden können. 
Wird die festgesetzte Wiederholungs-
prüfung versäumt, erlischt der Prü-
fungsanspruch, es sei denn, das Ver-
säumnis ist von der zu prüfenden Per-
son nicht zu vertreten. Im Falle der 
vorgeschriebenen Anmeldung durch 
den Studierenden gilt die Wiederho-
lungsprüfung mit Ablauf der Anmelde-
frist als festgesetzt. 
(4) Der Prüfungsausschuss kann die 
zweite Wiederholung einer nicht be-
standenen Prüfungsleistung zulassen, 
wenn die bisherigen Studienleistungen 
insgesamt die Erwartung begründen, 
dass das Studium erfolgreich abge-
schlossen werden kann und nachge-
wiesen ist, dass infolge einer außer-
gewöhnlichen Behinderung in der 
Wiederholungsprüfung ein besonderer 
Härtefall vorliegt. Absatz 3 gilt entspre-
chend. 
(5) Der Antrag auf Genehmigung ei-
nes Härtefalls ist unverzüglich nach 
Bekanntgabe der nicht bestandenen 
Wiederholungsprüfung zu stellen. 

§ 15 Anrechnung von Studienzei-
ten, Studienleistungen und 
Prüfungsleistungen 

(1) Studienzeiten, Studienleistungen 
und Prüfungsleistungen werden ohne 
Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet, 
wenn sie an einer Hochschule in der 
Bundesrepublik Deutschland in einem 
Studiengang erbracht wurden, der der-
selben Rahmenordnung unterliegt. In 
diesem Studiengang wird bei dersel-
ben Anzahl von theoretischen Studien-
semestern im Grundstudium die Ba-
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chelorvorprüfung ohne Gleichwertig-
keitsprüfung anerkannt. Soweit die Ba-
chelorvorprüfung Fächer nicht enthält, 
die im Bachelorstudiengang Ressour-
cenmanagement Wasser an der Hoch-
schule für Forstwirtschaft Rottenburg 
Gegenstand der Bachelorvorprüfung, 
nicht aber der Bachelorprüfung sind, 
ist eine Anerkennung mit Auflagen 
möglich. 
(2) Studienzeiten, Studienleistungen 
und Prüfungsleistungen in Studien-
gängen, die nicht unter Absatz 1 fallen, 
werden angerechnet, soweit die 
Gleichwertigkeit gegeben ist. Studien-
zeiten, Studienleistungen und Prü-
fungsleistungen sind gleichwertig, 
wenn sie in Inhalt, Umfang und in den 
Anforderungen denjenigen des ent-
sprechenden Studiums an der Hoch-
schule für Forstwirtschaft Rottenburg 
im Wesentlichen entsprechen. Dabei 
ist kein schematischer Vergleich, son-
dern eine Gesamtbetrachtung und Ge-
samtbewertung vorzunehmen. Bei der 
Anrechnung von Studienzeiten, Stu-
dienleistungen und Prüfungsleistun-
gen, die außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland erbracht wurden, sind die 
von der Kultusministerkonferenz und 
Hochschulrektorenkonferenz gebillig-
ten Äquivalenzvereinbarungen, das 
European Credit Transfer System 
(ECTS) sowie Absprachen im Rahmen 
von Hochschulpartnerschaften zu be-
achten. 
(3) Für Studienzeiten, Studienleistun-
gen und Prüfungsleistungen in staat-
lich anerkannten Fernstudien und an 
Berufsakademien gelten die Absätze 1 
und 2 entsprechend; Absatz 2 gilt au-
ßerdem auch für Studienzeiten, Stu-
dienleistungen und Prüfungsleistungen 
an Fach- und Ingenieurschulen und 
Offiziershochschulen der ehemaligen 
DDR. 
(4) Werden Studien- und Prüfungsleis-
tungen angerechnet, sind die Noten – 
soweit die Notensysteme vergleichbar 
sind – zu übernehmen und in die Be-
rechnung der Gesamtnote einzubezie-

hen. Bei unvergleichbaren Notensys-
temen wird der Vermerk „bestanden“ 
aufgenommen. Eine Kennzeichnung 
der Anrechnung im Zeugnis ist zuläs-
sig. 
(5) Bei Vorliegen der Voraussetzun-
gen der Absätze 1 bis 3 besteht ein 
Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die 
Anrechnung von Studienzeiten, Stu-
dienleistungen und Prüfungsleistun-
gen, die in der Bundesrepublik 
Deutschland erbracht wurden, erfolgt 
von Amts wegen. Die für die Anrech-
nung erforderlichen Unterlagen sind 
von den Studierenden vorzulegen. 
(6) Über die Anrechnung entscheidet 
der Prüfungsausschuss im Anschluss 
an die Zulassung zum Studium. 

§ 16 Prüfungsausschuss 
(1) An der Hochschule für Forstwirt-
schaft Rottenburg ist ein Prüfungsaus-
schuss eingerichtet. Er besteht aus 
insgesamt sieben Mitgliedern. Der Lei-
ter des Praktikantenamtes ist von Amts 
wegen Mitglied. Die übrigen Mitglieder, 
deren Stellvertreter, den Vorsitzenden 
und dessen Stellvertreter bestellt der 
Senat aus dem Kreis der Professoren 
der Hochschule. Die Amtszeit beträgt 
drei Jahre. Andere Professoren, Lehr-
beauftragte sowie Lehrkräfte für be-
sondere Anliegen können beratend zu 
Sitzungen des Prüfungsausschusses 
hinzugezogen werden. 
(2) Der Prüfungsausschuss entschei-
det mit einfacher Stimmenmehrheit, 
bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorsitzenden den Ausschlag. Der 
Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, 
wenn neben dem Vorsitzenden oder 
dessen Stellvertreter mindestens drei 
weitere stimmberechtigte Mitglieder 
anwesend sind. 
(3) Der Prüfungsausschuss achtet 
darauf, dass die Bestimmungen der 
Studien- und Prüfungsordnung ein-
gehalten werden. Er berichtet regel-
mäßig dem Senat über die Entwick-
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lung der Prüfungs- und Studienzeiten 
einschließlich der tatsächlichen Bear-
beitungszeiten für die Bachelorarbeit 
sowie über die Verteilung der Modul- 
und Gesamtnoten. Der Bericht ist in 
geeigneter Weise durch die Hochschu-
le offen zu legen. Der Prüfungsaus-
schuss gibt Anregungen zur Reform 
des Studienplans und der Studien- und 
Prüfungsordnung. 
(4) Der Vorsitzende führt im Regelfall 
die Geschäfte des Prüfungsausschus-
ses. Der Prüfungsausschuss kann die 
Erledigung seiner Aufgaben auf den 
Vorsitzenden übertragen. 
(5) Die Mitglieder des Prüfungsaus-
schusses haben das Recht, bei der 
Abnahme der Prüfungsleistungen teil-
zunehmen. 
(6) Die Mitglieder des Prüfungsaus-
schusses und deren Stellvertreter un-
terliegen der Amtsverschwiegenheit. 
Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst 
stehen, sind sie durch den Vorsitzen-
den zur Verschwiegenheit zu verpflich-
ten. 
(7) Zur Unterstützung des Prüfungs-
ausschusses wird ein Prüfungsamt 
eingerichtet. 

§ 17 Prüfer und Beisitzer 
(1) Der Prüfungsausschuss bestellt 
die Prüfer und Beisitzer. Zur Abnahme 
von Prüfungen, die nicht studienbeglei-
tend in Verbindung mit den Lehrveran-
staltungen durchgeführt werden, sind 
in der Regel nur Professoren befugt. 
Lehrbeauftragte und Lehrkräfte für be-
sondere Aufgaben können zu Prüfern 
bestellt werden, soweit Professoren 
nicht als Prüfer zur Verfügung stehen. 
Zu Prüfern können auch in der berufli-
chen Praxis und Ausbildung erfahrene 
Personen bestellt werden, die selbst 
mindestens die durch die Prüfung fest-
zustellende oder eine gleichwertige 
Qualifikation besitzen. 
(2) Schriftliche Prüfungsleistungen, die 
nicht studienbegleitend in Verbindung 

mit einer Lehrveranstaltung abge-
nommen werden, sind in der Regel 
von zwei Prüfern zu bewerten. Mündli-
che Prüfungen sind von mehreren Prü-
fern oder von einem Prüfer in Gegen-
wart eines Beisitzers abzunehmen. 
Prüfer und Beisitzer müssen mindes-
tens die den jeweiligen Studiengang 
abschließende oder eine gleichwertige 
Prüfung abgelegt haben. 
(3) Die zu prüfende Person kann für 
die Bachelorarbeit den Prüfer oder ei-
ne Gruppe von Prüfern vorschlagen. 
Der Vorschlag begründet keinen An-
spruch. 
(4) Die Namen der Prüfer sollen recht-
zeitig bekannt gegeben werden. 
(5) Prüfer und Beisitzer sind zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet, soweit sie 
im öffentlichen Dienst stehen unterlie-
gen sie der Amtsverschwiegenheit. 

§ 18 Zuständigkeiten 
1. Nach den Bestimmungen dieser 
Studien- und Prüfungsordnung ist der 
Prüfungsausschuss im Einzelnen zu-
ständig für die Entscheidung über die 
2. Änderung der Reihenfolge und Art 

der Lehrveranstaltungen (§ 3, Ab-
satz 4), 

3. Genehmigung von Ausbildungs-
stellen des integrierten Praxisse-
mesters in Zweifelsfällen (§ 4, Ab-
satz 5), 

4. Verlängerung von Prüfungsfristen 
in Mutterschutz- und Elternzeitfäl-
len (§ 6, Absatz 4), 

5. die Verlängerung von Prüfungsfris-
ten bei Studierenden mit Kindern 
sowie Studierenden mit Behinde-
rungen (§ 6, Absatz 5), 

6. Veränderung der Prüfungsform 
(§ 8, Absätze 3 bis 5), 

7. beantragte Überprüfung einer mit 
„nicht ausreichend“ bewerteten 
Prüfungsleistung im Falle einer 
Täuschung während der Prüfung 
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und den Ausschluss einer zu prü-
fenden Person von der Erbringung 
weiterer Prüfungsleistungen (§ 12, 
Absätze 4 bis 5), 

8. Zulassung der zweiten Wiederho-
lung einer Prüfungsleistung (§ 14, 
Absatz 4), 

9. Anrechnung von Studienzeiten, 
Studienleistungen und Prüfungs-
leistungen, die außerhalb der 
Hochschule für Forstwirtschaft Rot-
tenburg erbracht wurden (§ 15, 
Absatz 6), 

10. Bestellung der Prüfer und Beisitzer 
(§ 17, Absatz 1), 

11. Genehmigung der Durchführung 
der Bachelorarbeit in einer Einrich-
tung außerhalb der Hochschule 
(§ 25, Absatz 2), 

12. Veranlassung der rechtzeitigen 
Ausgabe der Bachelorarbeit auf 
Antrag (§ 25, Absatz 3), 

13. Aufnahme in Lehrveranstaltungen 
mit begrenzter Teilnehmerzahl 
(§ 32, Absatz 3). 

(2) Zeugnisse und Urkunden werden 
vom Rektor oder von dem für die Leh-
re zuständigen Rektoratsmitglied aus-
gestellt. 
(3) Die Bearbeitung der Widersprüche 
im Widerspruchsverfahren obliegt dem 
für die Lehre zuständigen Mitglied des 
Rektorats. 
 

Bachelorvorprüfung 

§ 19 Zweck und Durchführung 
der Bachelorvorprüfung 

(1) Durch die Bachelorvorprüfung soll 
nachgewiesen werden, dass das Stu-
dium mit Aussicht auf Erfolg fortgesetzt 
werden kann und dass die inhaltlichen 
Grundlagen des Studienfaches, ein 
methodisches Instrumentarium und ei-
ne systematische Orientierung erwor-
ben wurden. 

(2) Die Prüfungsleistungen der Bache-
lorvorprüfung werden in der Regel stu-
dienbegleitend (§ 5 Absatz 1) im An-
schluss an die jeweiligen Lehrveran-
staltungen des Grundstudiums durch-
geführt. 

§ 20 Art und Umfang der Bache-
lorvorprüfung 

(1) Im Zweiten Teil (Besondere Be-
stimmungen) wird für die Module der 
Bachelorvorprüfung festgelegt, welche 
Prüfungsleistungen nach Art und Zahl 
abzulegen sind. 
(2) Gegenstand der Prüfungsleistun-
gen sind die Stoffgebiete der diesen im 
Zweiten Teil zugeordneten Lehrveran-
staltungen. 

§ 21 Bildung der Gesamtnote und 
Zeugnis 

(1) Für die Bachelorvorprüfung wird 
eine Gesamtnote gebildet. 
(2) Über die bestandene Bachelor-
vorprüfung wird möglichst innerhalb 
von vier Wochen ein Zeugnis ausge-
stellt, das die Modulnoten und die Ge-
samtnote enthält; die Noten sind mit 
dem nach § 11 Absatz 4 ermittelten 
Dezimalwert als Klammerzusatz zu 
versehen. 
 

Bachelorprüfung 

§ 22 Zweck und Durchführung 
der Bachelorprüfung 

(1) Die Bachelorprüfung bildet den be-
rufsqualifizierenden Abschluss des 
Bachelor-Studienganges. Durch die 
Bachelorprüfung wird festgestellt, ob 
die Zusammenhänge des Studienfa-
ches überblickt werden, die Fähigkeit 
vorhanden ist, wissenschaftliche Me-
thoden und Erkenntnisse anzuwenden, 
und die für den Übergang in die Be-
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rufspraxis notwendigen Fachkenntnis-
se erworben wurden. 
(2) Die Prüfungsleistungen der Bache-
lorprüfung werden in der Regel stu-
dienbegleitend (§ 5 Absatz 1) im An-
schluss an die jeweiligen Lehrveran-
staltungen des Hauptstudiums durch-
geführt. 

§ 23 Fachliche Voraussetzungen 
(1) Die Prüfungsleistungen der Bache-
lorprüfung kann nur ablegen, wer in 
dem Studiengang, in dem die Bache-
lorprüfung abgelegt werden soll, die 
Bachelorvorprüfung an einer Hoch-
schule in der Bundesrepublik Deutsch-
land bestanden oder eine gemäß § 15 
Absatz 2 und 3 als gleichwertig ange-
rechnete Prüfungsleistung erbracht 
hat. Die Prüfungsleistungen der Ba-
chelorprüfung können auch dann ab-
gelegt werden, wenn zur vollständigen 
Bachelorvorprüfung höchstens vier 
Prüfungsleistungen fehlen. 
(2) Die erfolgreiche Teilnahme am in-
tegrierten praktischen Studiensemes-
ter ist spätestens bei der Ausgabe der 
Bachelorarbeit nachzuweisen. 

§ 24 Art und Umfang der Bache-
lorprüfung 

(1) Im Zweiten Teil (Besondere Be-
stimmungen) wird für die Module der 
Bachelorprüfung festgelegt, welche 
Prüfungsleistungen nach Art und Zahl 
abzulegen sind. 
(2) Gegenstand der Prüfungsleistun-
gen sind die Stoffgebiete der diesen im 
Zweiten Teil dieser Studien- und Prü-
fungsordnung zugeordneten Lehrver-
anstaltungen. 

§ 25 Ausgabe und Bearbeitungs-
zeit der Bachelorarbeit 

(1) Die Bachelorarbeit ist eine Prü-
fungsleistung. Sie soll zeigen, dass in-
nerhalb einer vorgegebenen Frist ein 

Problem aus dem Fach selbständig 
nach wissenschaftlichen Methoden 
bearbeitet werden kann. Das Thema 
der Bachelorarbeit ist frühestens nach 
Abschluss des 5. Semesters und spä-
testens drei Monate nach Bestehen al-
ler Module auszugeben. 
(2) Die Bachelorarbeit wird von einem 
Professor oder, soweit Professoren 
nicht als Prüfer zur Verfügung stehen, 
von Lehrbeauftragten und Lehrkräften 
für besondere Aufgaben ausgegeben 
und betreut, soweit diese an der Hoch-
schule in einem für den Studiengang 
relevanten Bereich tätig sind. Die Ba-
chelorarbeit kann auch von in der be-
ruflichen Praxis und Ausbildung erfah-
renen Personen, die selbst mindestens 
die durch die Bachelorprüfung festzu-
stellende oder eine gleichwertige Qua-
lifikation besitzen, ausgegeben und be-
treut werden. Soll die Bachelorarbeit in 
einer Einrichtung außerhalb der Hoch-
schule durchgeführt werden, bedarf es 
hierzu der Zustimmung des Prüfungs-
ausschusses. 
(3) Die Ausgabe der Bachelorarbeit 
erfolgt über den Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses. Thema und Zeit-
punkt sind aktenkundig zu machen. 
Die Studierenden können Themen-
wünsche äußern. Auf Antrag wird vom 
Prüfungsausschuss die rechtzeitige 
Ausgabe der Bachelorarbeit veran-
lasst. 
(4) Die Bachelorarbeit kann auch in 
Form einer Gruppenarbeit erbracht 
werden, wenn der als Prüfungsleistung 
zu bewertende Beitrag der Einzelnen 
auf Grund der Angabe von Abschnit-
ten, Seitenzahlen oder anderen objek-
tiven Kriterien, die eine eindeutige Ab-
grenzung ermöglichen, deutlich unter-
scheidbar und bewertbar ist und die 
Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt. 
(5) Die Bearbeitungszeit für die Ba-
chelorarbeit beträgt drei Monate. So-
weit dies zur Gewährleistung gleicher 
Prüfungsbedingungen oder aus Grün-
den, die von der zu prüfenden Person 
nicht zu vertreten sind, erforderlich ist, 
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kann die Bearbeitungszeit auf höchs-
tens fünf Monate verlängert werden; 
die Entscheidung darüber trifft der Prü-
fungsausschuss auf der Grundlage ei-
ner Stellungnahme des Betreuers. 
Thema, Aufgabenstellung und Umfang 
der Bachelorarbeit sind vom Betreuer 
so zu begrenzen, dass die Frist zur 
Bearbeitung der Bachelorarbeit ein-
gehalten werden kann. 

§ 26 Abgabe und Bewertung der 
Bachelorarbeit 

(1) Die Bachelorarbeit ist fristgemäß 
beim Prüfungsamt abzugeben, der 
Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu 
machen. Bei der Abgabe ist schriftlich 
zu versichern, dass die Arbeit – bei ei-
ner Gruppenarbeit der entsprechend 
gekennzeichnete Teil der Arbeit – 
selbständig verfasst und keine ande-
ren als die angegebenen Quellen und 
Hilfsmittel benutzt wurden. 
(2) Die Bachelorarbeit ist in der Regel 
von zwei Prüfern zu bewerten. Einer 
der Prüfer sollte Betreuer der Bachelo-
rarbeit sein. Das Bewertungsverfahren 
soll vier Wochen nicht überschreiten. 
(3) Die Bachelorarbeit kann bei einer 
Bewertung, die schlechter als „ausrei-
chend“ (4,0) ist, einmal wiederholt 
werden, eine zweite Wiederholung ist 
ausgeschlossen. Die Ausgabe eines 
neuen Themas ist innerhalb einer Frist 
von zwei Monaten nach der Bekannt-
gabe des Nichtbestehens schriftlich 
beim Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses zu beantragen. Wird die An-
tragsfrist versäumt, erlischt der Prü-
fungsanspruch, es sei denn, das Ver-
säumnis ist von der zu prüfenden Per-
son nicht zu vertreten. 

§ 27 Zusatzfächer 
(1) Studierende können sich einer 
Prüfung in weiteren als den vorge-
schriebenen Modulen unterziehen (Zu-
satzfächer). Das Ergebnis der Prüfung 
in diesen Fächern wird bei der Fest-

setzung der Gesamtnote nicht mit ein-
bezogen. 

§ 28 Bildung der Gesamtnote und 
Zeugnis 

(1) Die Gesamtnote errechnet sich 
gemäß § 11 Absatz 2 bis 4 aus den 
Modulnoten und der Note der Bachelo-
rarbeit. Im Zweiten Teil (Besondere 
Bestimmungen) wird für einzelne Mo-
dulnoten und die Note der Bachelorar-
beit eine besondere Gewichtung vor-
gesehen. 
(2) Bei überragenden Leistungen (Ge-
samtnote mindestens 1,3) wird das 
Gesamturteil „mit Auszeichnung be-
standen“ erteilt. 
(3) Über die bestandene Bachelorprü-
fung wird möglichst innerhalb von vier 
Wochen, ein Zeugnis ausgestellt. In 
das Zeugnis sind die Modulnoten, das 
Thema der Bachelorarbeit und deren 
Note sowie die Gesamtnote aufzu-
nehmen; die Noten sind mit dem nach 
§ 11 Absatz 4 ermittelten Dezimalwert 
als Klammerzusatz zu versehen. Ge-
gebenenfalls sind ferner die Studien-
richtung und die Studienschwerpunkte 
sowie – auf Antrag – das Ergebnis der 
Prüfungen in den Zusatzfächern (§ 27) 
und die bis zum Abschluss der Bache-
lorprüfung benötigte Studiendauer in 
das Zeugnis aufzunehmen. 
(4) Das Zeugnis trägt das Datum des 
Tages, an dem die letzte Prüfungsleis-
tung erbracht worden ist. 

§ 29 Bachelorgrad und Bachelor-
urkunde 

(1) Die Hochschule verleiht nach be-
standener Bachelorprüfung im Bache-
lorstudiengang Ressourcenmanage-
ment Wasser den Bachelorgrad „Ba-
chelor of Science“ (B.Sc.). 
(2) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird 
die Bachelorurkunde mit dem Datum 
des Zeugnisses ausgehändigt. Darin 
wird die Verleihung des Bachelorgra-
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des beurkundet. Die Bachelorurkunde 
wird vom Rektor oder dem für die Leh-
re zuständigen Mitglied des Rektorats 
unterzeichnet und mit dem Siegel der 
Hochschule versehen. Der Bachelo-
rurkunde wird eine Studiengangbe-
schreibung (diploma supplement) bei-
gefügt. 

§ 30 Ungültigkeit der Bachelor-
vorprüfung und der Bache-
lorprüfung 

(1) Hat die zu prüfende Person bei ei-
ner Prüfungsleistung getäuscht oder 
wird diese Tatsache erst nach Aus-
händigung des Zeugnisses bekannt, 
so kann die Note der Prüfungsleistung 
entsprechend § 11 Absatz 4 berichtigt 
werden. Gegebenenfalls kann die Prü-
fungsleistung für „nicht ausreichend“ 
(5,0) und die Bachelorvorprüfung oder 
die Bachelorprüfung für nicht bestan-
den erklärt werden. Entsprechendes 
gilt für die Bachelorarbeit. 
(2) Waren die Voraussetzungen für 
die Abnahme einer Prüfungsleistung 
nicht erfüllt, ohne dass die zu prüfende 
Person hierüber täuschen wollte, und 
wird diese Tatsache erst nach Aus-
händigung des Zeugnisses bekannt, 
so wird dieser Mangel durch das Be-
stehen der Prüfungsleistung geheilt. 
Wurde vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, 
dass die Prüfungsleistung abgelegt 
werden konnte, so kann die Prüfungs-
leistung für „nicht ausreichend“ (5,0) 
und die Bachelorvorprüfung und die 
Bachelorprüfung für nicht bestanden 
erklärt werden. 
(3) Vor einer Entscheidung ist Gele-
genheit zur Äußerung zu geben. 
(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzu-
ziehen und ggf. ein neues zu erteilen. 
Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch 
die Bachelorurkunde einzuziehen, 
wenn die Bachelorprüfung aufgrund 
einer Täuschung für nicht bestanden 
erklärt wurde. Eine Entscheidung nach 
Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach 

einer Frist von fünf Jahren ab dem Da-
tum des Zeugnisses ausgeschlossen. 

§ 31 Einsicht in die Prüfungsak-
ten, Nutzungsrechte 

(1) Innerhalb eines Jahres nach Ab-
schluss des Prüfungsverfahrens wird 
der geprüften Person auf Antrag in an-
gemessener Form Einsicht in ihre 
schriftlichen Prüfungsleistungen, die 
darauf bezogenen Gutachten und in 
die Prüfungsprotokolle gewährt; § 29 
des Landesverwaltungsverfahrensge-
setzes bleibt unberührt. 
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ZWEITER TEIL 

Besondere Bestimmungen 

§ 32 Erläuterungen zum Studien-
plan des Bachelorstudien-
gangs Ressourcenmanage-
ment Wasser 

(1) Ist bei einer Lehrveranstaltung o-
der bei mehreren Lehrveranstaltungen 
des Pflichtfachbereichs vom Zweck der 
Lehrveranstaltungen her eine Begren-
zung der Teilnehmerzahl erforderlich 
und übersteigt die Zahl der Bewerber 
die Aufnahmefähigkeit, so entscheidet 
über die Aufnahme der Prüfungsaus-
schuss nach Anhörung der für die 
Durchführung der Lehrveranstaltungen 
verantwortlichen Professoren oder 
Lehrbeauftragten. 
(2) Wahlpflichtfächer können aus or-
ganisatorischen Gründen auch in un-
regelmäßiger Folge angeboten wer-
den. Hierbei ist sicherzustellen, dass 
das Studium in der Regelstudienzeit 
gem. § 3 Absatz 1 absolviert werden 
kann. 

§ 33 Definitionen, Abkürzungen 
und Bewertungsschlüssel 
für Prüfungsleistungen 

(1) Studienbegleitende und lehrveran-
staltungsübergreifende benotete Prü-
fungsleistungen werden erbracht 
durch: 
K = Klausur 
Pm = Mündliche Prüfung 
StA = Studien- oder Projektarbeit 
Re = Referat 
KPL = Kombinierte Prüfungsleis-

tung aus einer schriftlichen 
oder mündlichen Hauptleis-
tung und einer Nebenleis-
tung 

 
Die Dauer der Prüfung in Minuten wird 
durch die Zahlenangabe hinter der Art 
der Prüfungsleistung bestimmt (z.B. K 
120 = Klausur von 120 Minuten). 
(2) Unbenotete Prüfungsleistungen 
werden erbracht durch: 
PL = Praktische Prüfungsleistung 
Pm = Mündliche Prüfungsleistung 
Re = Referat 
SA = Sonstige schriftliche Ausar-

beitung  
St = Studienarbeit. 
(3) Prüfungsvorleistungen sind unbe-
notete Leistungen, die im Rahmen ei-
ner Lehrveranstaltung organisiert sind 
und erbracht werden durch: 
PL = Praktische Prüfungsleistung 
Pm = Mündliche Prüfungsleistung 
Re = Referat 
SA = Sonstige schriftliche Ausar-

beitung  
St = Studienarbeit. 
(4) Die Gesamtnote errechnet sich 
aus den gewichteten Modulnoten. Die 
Modulgewichte sind in § 34 als Pro-
zentwerte angegeben. Sie entspre-
chen dem Verhältnis der zugeordneten 
ECTS-Punkte. Sind einem Modul meh-
rere benotete Prüfungsleistungen zu-
geordnet, so wird die Modulnote nach 
den zugeordneten ECTS-Punkten ge-
wichtet berechnet. 
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§ 34 Tabellarische Darstellung der Module und Lehrveranstaltungen je Stu-
diensemester – Regelstudienplan des Bachelorstudiengangs Ressour-
cenmanagement Wasser – 

 
 
Übersicht Module Grundstudium: 

Modul-Nr. Modul-Titel 

1 Naturwissenschaftliche Grundlagen des Wassermanagements 
2 Angewandte Grundlagen der Geographie I im Wassermanagement 
3 Angewandte Grundlagen der Geographie II im Wassermanagement 
4 Grundlagen der Hydrologie und Limnologie 
5 Grundlagen der Wasserwirtschaft 
6 Sozioökonomische Grundlagen der Wasserwirtschaft 
7 Schlüsselqualifikationen im Datenmanagement 
8 Schlüsselqualifikationen der Kommunikation 

 
 
Übersicht Module Hauptstudium: 

Modul-Nr. Modul-Titel 
9 Biologischer Umweltschutz und Planung 

10 Agrar- und Forstwirtschaft 
11 Anlagen und Technik der Wasserwirtschaft 
12 Energie- und Nutzungskonzepte der Wasserwirtschaft 
13 Politische –und rechtliche Aspekte 
14 Datenmanagement 
15 Modellierungen 
16 Interdisziplinäres Projekt 
17 Wahlpflichtfächer I 
18 Projektpraxis 
19 Entwicklungszusammenarbeit 
20 Anwendungen in der Ökotoxikologie 
21 Umweltökonomie und Umweltsystemanalyse 
22 Wahlpflichtfächer II 
23 Betreutes Betriebspraktikum 
24 Bachelorarbeit 
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Grundstudium 

SWS Prüfungsleistungen

Modul-
Nr. Lehrveranstaltung 6) 

 K
en

nz
iff

er
 

 E
C

TS
-P

un
kt

e 

 1
. S

em
. 

 2
. S

em
. 

 u
nb

en
ot

et
 1)

 

P
V

L 
2)

 

 b
en

ot
et

 

G
ew

ic
ht

e 
de

r 
M

od
ul

no
te

n 
4)

 

Grundlagen der Mathematik, Physik 
und Chemie 

WG.1.1 5 5    K120 

Grundlagen des Pflanzenwachstums WG.1.2 2 2    K45 
Grundlagen Zoologie WG.1.3 2  2   

1 

Grundlagen der Ökologie WG.1.4 2  2   
K60 3) 

18% 

Physische Geographie 1 WG.2.1 4 3    
2 

Humangeographie 1 WG.2.2 3 2    
K90 3) 12% 

Physische Geographie 2 WG.3.1 4  3   
3 

Humangeographie 2 WG.3.2 5  4   
K90 3) 15% 

Hydrologie WG.4.1 3 2    

Limnologie WG.4.2 3 2    
K60 3) 

4 
Methodenkurs der Wasserchemie 
Hydrologie und Limnologie WG.4.3 2  2   PL 

13% 

Urbanes Wassermanagement WG.5.1 3 2    K45 
Industrielles Wassermanagement WG.5.2 3  2   K45 5 
Wirtschaftliche Akteure der Wasser-
wirtschaft WG.5.3 3  2   StA 

15% 

Grundlagen der Ökonomie WG.6.1 2 2    K60 
6 Gesellschaftliche und politische Ak-

teure der Wasserwirtschaft WG.6.2 2  2   StA 
7% 

IT Grundlagen WG.7.1 2 2    K45 
7 

Grundlagen der Statistik WG.7.2 3  3   K60 
8% 

Kommunikation, Moderation und Prä-
sentation WG.8.1 2 1 1 X  StA 

Einführung wissenschaftliches Arbei-
ten WG.8.2 1 1  X  PL 8 

Fremdsprachen WG.8.3 4 2 2   K90 

12% 

Summe Grundstudium 60 26 25       100% 

 
1) Die möglichen Arten unbenoteter Prüfungsleistungen sind in § 33 Absatz 2 bestimmt. 
2) Die möglichen Arten unbenoteter Prüfungsvorleistungen (PVL) sind in § 33 Absatz 3 bestimmt. 
3) Lehrveranstaltungsübergreifende Prüfung. 
4) Die Gewichtung der Modulnoten entspricht dem Verhältnis der zugeordneten ECTS-Punkte. 
5) Der Studierende hat aus dem Wahlpflichtmodul des Hauptstudiums Fächer im Umfang von mindes-

tens 12 ECTS-Punkten auszuwählen. Es müssen mindestens zwei mehrtägige Exkursionen absolviert 
werden. Die Fächer stehen im Rahmen der Kapazitäten grundsätzlich allen Studierenden des Haupt-
studiums offen, vorrangig aber den im jeweiligen Semester immatrikulierten. Art und Umfang der un-
benoteten Prüfungsleistungen werden jeweils bekannt gegeben. An anderen Hochschulen erbrachte 
Studienleistungen können anstelle der wechselnden Wahlpflichtangebote anerkannt werden. Die Prü-
fungsleistungen sind benotet und richten sich in ihrer Art nach § 33 Abs. 1. 

6) Das Ablegen der Bachelorprüfung erfordert über die Bestimmungen des § 24 hinaus auch den vom 
Studierenden zur führenden Nachweis über die Teilnahme an mindestens 10 Lehrfahrten. 
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Hauptstudium 

SWS Prüfungsleistungen

M
od

ul
-N

r. 

Lehrveranstaltung 

K
en
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iff

er
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kt
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. S

em
. 

 5
. S
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. 
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 1)

 

P
V
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2)
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G
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ht

e 
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r M
o-

du
ln
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 4)
 

Raumordnung und Landschafts-
planung WH.9.1 3 2      

Naturschutz WH.9.2 3  2     
K90 3) 9 

Management von Feuchtgebieten WH.9.3 3  2     StA 

8% 

Forstwirtschaft WH.10.1 3 2      10 Agrarwirtschaft WH.10.2 3 2      K90 3) 6% 

Rohr- und Leitungssysteme, An-
lagenplanung, Anlagenmanage-
ment 

WH.11.1 5 4      K90 
11 

Mess-, Steuerungs- und Regel-
technik WH.11.2 3  2     K45 

7% 

Energiewirtschaft und Wasser WH.12.1 1  1     
12 Umsetzung von Wassernut-

zungskonzepten WH.12.2 2  2     
PL 3) 3% 

Umweltpolitik WH.13.1 3 2      
Umweltrecht WH.13.2 3 2      K90 3) 13 
Consulting und Politikberatung WH.13.3 2  2     StA 

7% 

Kartographie und GIS-
Grundlagen WH.14.1 5 4      

Datenbanken WH.14.2 2 2      
KPL90 3)

Fernerkundung WH.14.3 3 2      14 

GIS in Hydrologie und Wasser-
wirtschaft WH.14.4 2  2     

StA 3) 
11% 

Sozioökonomische Modellierun-
gen WH.15.1 2  2     15 
Hydrologische Modellierungen WH.15.2 2  2     

StA 3) 4% 

16 Interdisziplinäres Projekt WH.16.1 6  6 

P
ra

xi
ss

em
es

te
r 

    StA 6% 
17 Wahlpflichtfächer 1 WH.17.1 4 2 2    X    

Projektpraxis im In-und Ausland WH.18.1 6   4    StA 
Partizipatorische Planungs- und 
Kommunikationsprozesse WH.18.2 2   2    StA 18 

Tourismus – Freizeit und Wasser WH.18.3 2   2    StA 

9% 

Globaler Wandel WH.19.1 5   2 2   
19 Spezifische Wasserprobleme in 

Entwicklungsländern WH.19.2 5   2 2   
Pm30 3) 9% 

20 Aquatische Ökotoxikologie WH.20.1 10   4    KPL 90 9% 
Risiko- und Krisenmanagement WH.21.1 3    2   
Technikfolgenabschätzung und 
Ökobilanzierung WH.21.2 3    2   

Risiko Wasser WH.21.3 3    2   

Pm30 3) 
21 

Aktuelle Fragen des Wasser-
marktes WH.21.4 1   

 

 1 X  Re 

9% 

22 Wahlpflichtfächer 2 WH.22.1 8   4 4 X    
23  Betreutes Betriebspraktikum 30                 
24  Bachelorarbeit 12     

 
          12% 

 Summe Hauptstudium  150 24 25  20 15       100% 

 
Erklärung der Fußnoten s.o. 
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Übersicht: Semesterwochenstunden des Pflichtcurriculums 

 

 1
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es
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Grundstudium 26 25              51 
Hauptstudium   24 25  20 15         84 
Gesamt              135 

 
 
Übersicht: ECTS-Punkte (ECTS = European Credit Transfer System) 

 

 1
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Grundstudium 31 29              60 
Hauptstudium   32 28 30 29 31       150 
Gesamt              210 

 
 
Übersicht: Anzahl der Prüfungen 

Benotete Prüfungsleistungen 7)  Unbenotete 
Prüfungsleis-

tungen 7) 
studien-

begleitend 
lehrveranstaltungs-

übergreifend 

Summe 
(benotete PL) 

1. Semester 2 5 2 7 
2. Semester 1 5 3 8 
3. Semester 1 1 3 4 
4. Semester 1 4 4 8 
5. Semester 

(Praxisse-
mester) 

0 0 0 0 

6. Semester 1 4 0 4 
7. Semester 2 0 2 2 
Summe 8 19 14 33 

 
7) ohne Wahlpflichtfächer 
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§ 35 Inkrafttreten 
(1) Diese Studien- und Prüfungsord-
nung tritt am 25.01.2010 in Kraft. 
 
 
Rottenburg, den 22.01.2010 
 
 
 
Professor Dr. B. Kaiser 
Rektor 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bekanntmachungsnachweis: 

ausgehängt am 25.01.2010 

abgenommen am 12.02.2010 

im Intranet veröffentlicht am 25.01.2010 


